
Öffentliche Bekanntmachung der Plan-
feststellung für das Vorhaben „Dreigleisi-
ger Ausbau der Strecke 2270 Oberhausen 
- Emmerich - Landesgrenze, Planfeststel-
lungsabschnitt 1.2“, Bahn-km 3,000 bis 
10,064 der Strecke 2270 Oberhausen - 
Emmerich - (NL) in der Stadt Oberhausen 
 
Mit Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundes-
amtes, Außenstelle Essen, Hachestraße 61, 45127 
Essen (Planfeststellungsbehörde), vom 20.10.2022, Az. 
541ppa/003-2300#001, ist der Plan für das vorgenannte 
Bauvorhaben gemäß § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisen-
bahngesetz (AEG) festgestellt worden. Vorhaben- 
trägerin ist die DB Netz AG, Großprojekt ABS 46/2. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss ist kraft Gesetz sofort 
vollziehbar. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss mit den dazugehörigen 
Zeichnungen und Erklärungen liegt ab 
 

05.12.2022 bis einschließlich 19.12.2022 
 
in der Stadt Oberhausen, 
 

Technisches Rathaus Sterkrade, 
Bahnhofstraße 66, 46145 Oberhausen, 

Raum A 429, 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
 
Er kann während der Dienststunden eingesehen werden: 
 

Montag bis Donnerstag von 08:30 Uhr - 12:30 Uhr 
und 13:30 Uhr - 16:30 Uhr, 

Freitag von 08:00 Uhr - 12:00 Uhr. 
 
Er kann des Weiteren auf der Internetseite des 
Eisenbahn-Bundesamtes unter www.eisenbahn-
bundesamt.de (Planfeststellung/Anhörung, Suche 
„20.10.2022“) eingesehen werden. 
 
Der verfügende Teil des Beschlusses lautet: 
Der Plan für das Vorhaben „ABS 46/2 - Planfeststel-
lungsabschnitt 1.2“ in der Stadt Oberhausen, Bahn-km 
3,000 bis 10,064 der Strecke 2270 Oberhausen - 
Emmerich - (NL), wird mit den in diesem Beschluss auf-
geführten Ergänzungen, Änderungen, Nebenbestim-
mungen, Vorbehalten und Schutzanlagen festgestellt. 
 
Gegenstand des Vorhabens ist im Wesentlichen 
- der Neubau eines zusätzlichen Streckengleises bzw. 

zweier zusätzlicher Streckengleise bis zum Bahnhof 
Oberhausen-Sterkrade, 

- der Neubau der Zweigleisigkeit der Strecke 2206 bis 
zum Abzweig Grafenbusch und Herstellung der höhen-
freien Einfädelung zur Strecke 2270 durch ein einglei-
siges Kreuzungsbauwerk, 

- der Neubau des Bahnhofs Oberhausen-Sterkrade mit 
zwei Mittelbahnsteigen und Personenunterführung mit 
Aufzügen, Treppen und Rampen, 

- der Neu- bzw. Umbau der Bahnsteiganlagen des 
Haltepunktes Holten mit neuen Lärmschutzeinrichtun-
gen und barrierefreien Zuwegungen, 

- der Bau von Eisenbahnüberführungen für Fuß- und 
Radverkehrswege, 

- der Rückbau der Bahnübergangsanlagen, 
- der Neubau von Lärm- und Erschütterungsschutz- 

einrichtungen, 
- der Neubau von Zuwegungen, Platz und Wende- 

anlagen für Rettungseinsätze. 
 
Ziele des Vorhabens sind in erster Linie 
- die Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Strecke und 

die Sicherstellung einer flexibleren Betriebsführung, 
- die qualitative Verbesserung des Streckenkorridors zur 

Bewältigung des wachsenden Güterverkehrs in die-
sem Verkehrskorridor, zur Verbesserung der Nahver-
kehrsangebote auf der Schiene, zur Weiterentwicklung 
der Nahverkehrskonzepte und zur Verringerung von 
Verspätungen und Erhöhung der Zuverlässigkeit. 

- die Reduzierung der Immissionsbelastungen aus dem 
Eisenbahnbetrieb durch den Bau von Lärm- und 
Erschütterungsschutzeinrichtungen, 

- die Erhöhung der Sicherheit durch Beseitigung höhen-
gleicher Kreuzungsanlagen und 

- die Verbesserung des Brand- und Katastrophen- 
schutzes durch Umsetzung eines Rettungskonzeptes. 

 
Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen 
Einwender sowie die von Behörden und Stellen geäu-
ßerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden 
zurückgewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde 
oder sie sich nicht auf andere Weise erledigt haben. 
 
Mit dem Vorhaben sind folgende Auswirkungen verbun-
den: Vorübergehende und dauerhafte Grundstücksinan-
spruchnahmen sowie Eingriffe in Natur und Landschaft 
durch den Bau eines dritten Gleises, den Neubau und die 
Änderung von Bahnsteiganlagen, die Auflassung von 
Bahnübergängen, den Bau von Ersatzwegen, die 
Änderung der Entwässerung, den Neubau von Schall-
schutzwänden. Es kommt zu bauzeitlichen Immissionen. 
Es sind landschaftspflegerische Maßnahmen vorgesehen. 
  
Der Planfeststellungsbeschluss enthält Nebenbestim-
mungen zum Schutz der Umwelt, der Allgemeinheit und 
zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rechte 
anderer. Die Nebenbestimmungen betreffen unter ande-
rem den Bauablauf, die Wasserwirtschaft und den Ge-
wässerschutz, den Schutz vor bauzeitlichen und be-
triebsbedingten Immissionen, den Natur- und Arten-
schutz, den Brand- und Katastrophenschutz, den Schutz 
von Versorgungsanlagen, den Schutz privaten und 
öffentlichen Eigentums sowie sonstige öffentliche, ins-
besondere kommunale Belange. Eine umweltfachliche 
Bauüberwachung wurde angeordnet. 
 
Die Rechtsbehelfsbelehrung lautet: 
Gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss 
kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim 
Bundesverwaltungsgericht, Simsonplatz 1, 04107 
Leipzig, erhoben werden. Als Zeitpunkt der Zustellung 
gilt der letzte Tag der Auslegungsfrist. Dies gilt nicht für 
die Verfahrensbeteiligten, denen der Planfeststellungs-
beschluss gesondert zugestellt wurde. 
 
Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen 
ab Klageerhebung die zur Begründung seiner Klage die-
nenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. 
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Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Plan-
feststellungsbeschluss hat gemäß § 18e Abs. 2 Satz 1 
AEG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf An-
ordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungs-
klage gegen den vorstehenden Planfeststellungs-
beschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der VwGO kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung dieses beim 
Bundesverwaltungsgericht, Simsonplatz 1, 04107 
Leipzig, gestellt und begründet werden. 
Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann der durch 
den Planfeststellungsbeschluss Beschwerte einen hier-
auf gestützten Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung innerhalb einer Frist von ei-
nem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von den Tat-
sachen Kenntnis erlangt. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss kann bis zum Ablauf der 
Rechtsbehelfsfrist von den Betroffenen und von denjeni-
gen, die Einwendungen erhoben haben, bei der Plan-
feststellungsbehörde angefordert werden. Er kann des 
Weiteren im Internet unter www.eisenbahn-
bundesamt.de (Infrastruktur/Planfeststellung/Plan-
rechtsentscheidungen) eingesehen werden. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss gilt mit dem Ende der 
Auslegungsfrist allen Betroffenen und Einwendern, 
denen der Planfeststellungsbeschluss nicht individuell 
zugestellt worden ist, als zugestellt. 
 
Oberhausen, 27.10.2022 
 
In Vertretung 
 
 
Dr. Thomas Palotz 
 
 

Jahresabschluss 2021 der ASO Altenein-
richtungen der Stadt Oberhausen 
 
Der Sozialausschuss hat als Betriebsausschuss der 
ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen gemäß  
§ 26 Abs. 1 der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16.11.2004 (GV NW S. 644) in 
seiner Sitzung am 08.09.2022 den Jahresabschluss 
2021 bestehend aus  
 
Bilanz 
Gewinn- und Verlustrechnung 
Anhang 
Anlagennachweis 
Lagebericht 
 
nach Aufstellung durch die Betriebsleitung zustimmend 
beraten. 
 
In seiner Sitzung vom 26.09.2022 hat der Rat der Stadt 
aufgrund des Beratungsergebnisses des Betriebsaus-
schusses ASO den Jahresabschluss 2021 und den Lage-
bericht 2021 gemäß § 26 Abs. 3 EigVO festgestellt und be-
schlossen, den Jahresüberschuss 2021 in Höhe von 
1.894.767,61 € auf neue Rechnung vorzutragen und dem 
Betriebsleiter der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Ober-
hausen für das Wirtschaftsjahr 2021 Entlastung zu erteilen.  
 
Die Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2021 wurde von 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO Concunia 
GmbH, Münster, vorgenommen. Mit Datum vom 

09.08.2022 wurde der nachfolgend dargestellte unein-
geschränkte Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 
 
An die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen, 
Oberhausen 
 
Prüfungsurteile 
 
„Wir haben den Jahresabschluss der ASO Alteneinrich-
tungen der Stadt Oberhausen, Oberhausen, - bestehend 
aus der Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- 
und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom  
1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem An-
hang einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht der ASO Alteneinrichtungen 
der Stadt Oberhausen, Oberhausen, für das Wirtschafts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse  
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(EigVO NRW) in Verbindung mit den einschlägigen 
deutschen, für große Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zum 31. Dezember 
2021 sowie ihrer Ertragslage für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 und 

 
- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zu-

treffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, seine sonstigen Angaben erwecken nicht 
eine falsche Vorstellung von der Lage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung, entsprechen den Vor-
schriften der EigVO NRW und stellen die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Entsprechend § 322 Abs. 3 S. 1 HGB und § 103 Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in Verbindung mit § 102 GO NRW erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
und § 103 GO NRW in Verbindung mit § 102 GO NRW 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung unabhängig in Übereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen 
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Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-
derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Sozialausschusses der Stadt Oberhausen für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschrif-
ten der EigVO NRW in Verbindung mit den einschlägi-
gen deutschen, für große Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergän-
zenden Bestimmungen der Satzung in allen wesent-
lichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt ha-
ben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu er-
möglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der 
Tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Tätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Da-
rüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grund-
lage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, 
dessen sonstige Angaben nicht eine falsche Vorstellung 
von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung er-
wecken, der den Vorschriften der EigVO NRW entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent- 
wicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Über-
einstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der 
EigVO NRW zu ermöglichen und um ausreichende ge-
eignete Nachweise für die Nachweise für die Aussagen 
im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal-
schen Darstellungen ist und ob der Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung vermittelt und in allen wesentlichen Be-
langen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, 
dessen sonstigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung 
von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung er-
wecken, der den Vorschriften der EigVO NRW entspricht 

und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und § 103 GO NRW in Verbindung mit  
§ 102 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prü-
fung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Un-
richtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angese-
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 
sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 
 
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-
richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 
- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 

des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung abzugeben. 

 
- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-

lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

 
- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-

heit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Tä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Tätigkeit 
aufwerfen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen, 
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehö-
rigen Angaben in Jahresabschluss und Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifi-
zieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungs-
vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die eigenbetriebsähnliche Einrichtung ihre 
Tätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
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- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des 
Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahres-
abschluss die zu Grunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 
so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt. 

 
- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahres-

abschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. 

 
- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Ver- 

tretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise voll-
ziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von den gesetzlichen Vertretern zu Grunde gelegten bedeutsamen 
Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zu Grunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter ande-
rem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.” 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Jahr 2021 sind zu 
den üblichen Bürozeiten in der Verwaltung der ASO Alteneinrichtungen 
der Stadt Oberhausen, Elly-Heuss-Knapp-Straße 3, 46145 Oberhau-
sen, einsehbar. 
 
Oberhausen, 09.11.2022 
 
ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen 
 
Matthias Frerix 
Betriebsleiter 
 
 


